
sterium, speziell durch den Minister Prof. Dr. Töpfer, und an die 
deutsch-deutsche Expertenkommission, die das Gesetzeswerk 
vorbereitet hat.

(Beifall, vor allem bei den Koalitionsfraktionen)

Die Verabschiedung eines Gesetzes ist die eine Seite, die kom­
promißlose Durchsetzung die andere. Hier ist sofort der weitere 
Aufbau von Umweltbehörden und Umweltämtern notwendig; 
denn die Zeit des Augenzumachens oder der Ausnahmeregelung 
als Regelfall muß ein Ende haben.

Der Ausschuß hat das Gesetz zur Annahme ohne Gegenstim­
me empfohlen. Die CDU/DA-Fraktion wünscht sich ein gleiches 
Abstimmungsverhalten im Plenum. Das Umweltrahmengesetz 
hat es verdient. - Ich danke.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Dr. Dierich. - Die Fraktion der SPD hat sich nun 
doch zu einer Wortmeldung entschlossen, und gemäß der Ab­
sprache der Parlamentarischen Geschäftsführer ordnet sich die­
ser Redebeitrag jetzt an dieser Stelle ein. Ich bitte deshalb den 
Abgeordneten Frank Jauch ums Wort.

Jauch für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD-Fraktion 
möchte zu diesem Gesetz nicht viel sagen, nur so viel, daß wir 
zum Staatsvertrag jetzt mit Recht sagen können, daß es damit 
ein Staatsvertrag über die Währungs-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Umweltunion wird, so wie es die SPD von Anfang an gefordert 
hat.

(Gelächter bei CDU/DA - Beifall bei der SPD)

Wir Sie hier schon gehört haben, hat die Altlastenproblematik 
im Ausschuß eine zentrale Rolle gespielt. Und wir müssen sagen, 
daß dieses Problem nach wie vor - und da wird mir auch der Um­
weltminister recht geben - ein großes Problem darstellt. Wir se­
hen ein, daß wir die Investoren von der Sanierungsproblematik 
befreien sollten. Und das wollen wir auch nicht verhindern.

Deshalb schlagen wir in Artikel 1 § 4 Abs. 3 einen Kompromiß 
vor. Die Frage ist ja: Wer soll die Altlastenprobleme in unserem 
Land lösen? Wir wissen, daß wir das nicht nur auf die Investoren 
umlegen können, und das Umweltrahmengesetz legt auch fest, 
daß die öffentliche Hand es tun wird. Das soll und wird auch so 
bleiben.

(Zuruf von CDU/DA: Das ist ein Irrtum!)

In diesem Paragraphen schlagen wir nun folgende Änderung 
vor: Eine Freistellung kann erfolgen, wenn dies unter Abwä­
gung der Interessen des Erwerbers, der Allgemeinheit und des 
Umweltschutzes geboten ist.

Wir bitten folgenden Satz aufzunehmen: Der freigestellte Er­
werber hat Maßnahmen der Erfassung, Gefährdungsabschätzung 
und der Sanierung entschädigungslos zu dulden und den auf 
Grund der Sanierung eingetretenen Wertzuwachs auszugleichen.

Sie müssen folgendes Probern sehen: Die Erwerber von Altan­
lagen erwerben Grund und Boden - so kann man sagen - zum 
Nulltarif, und die öffentliche Hand wird früher oder später ge­
zwungen sein, hier Sanierungsmaßnahmen durchzuführen, und 
es wird auf Grund dieser Sanierungsmaßnahmen durch die öf­
fentliche Hand einen Wertzuwachs geben. Die Sanierungsmaß­
nahmen werden mit Sicherheit sehr viel mehr kosten als der 
Wertzuwachs des Grund und Bodens, und dieser Vorschlag bein­
haltet jetzt lediglich, daß dieser Wertzuwachs den Kommunen zu­
gute kommt und von den Investoren ausgeglichen werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Es stellt unserer Meinung nach keine Belastung für die Inve­
storen dar.

Die SPD bittet das Hohe Haus, diesem Gesetz mit dieser klei­
nen, aber doch wichtigen Änderung zugunsten unserer Länder 
und Gemeinden zuzustimmen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Es schließt sich an der Vertreter der Fraktion der 
PDS, Prof. Hegewald.

(Unverständliche Zurufe bei CDU/DA)

Prof. Dr. Hegewald (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Spätestens seit der 
ersten Umweltkonferenz der Vereinten Nationen 1972 in Stock­
holm werden weltweit die Störungen ökologischer Gleichge­
wichte im regionalen und globalen Maßstab international disku­
tiert und praktische Maßnahmen unternommen, die Umweltbe­
lastung und damit verbundene ökologische und soziale Risiken 
zurückzudrängen.

Um es - das sei mir gestattet - philosophisch auszudrücker • „ 
Die Menschheit benötigt einen neuen Evolutionstyp, wo nie! 
mehr auf Kosten der Natur gewirtschaftet wird, sondern der 
Stoffwechsel der Gattung Mensch mit der Natur rationell, natur­
schonend, menschenwürdig und vorsorglich gestaltet wird.

Der bisherige sogenannte reale Sozialismus wie auch die kapi­
talistische Marktwirtschaft bzw. gegenwärtige Weltwirtschafts­
ordnung verkörpern diesen neuen Typ der Evolution nicht. Wird 
die Evolution dem Zufall und dem freien Spiel der Kräfte des 
Marktes überlassen, so führen Konkurrenz und Marktgesetze zu 
irreversibler Zerstörung der Biosphäre. Um überlebensfähig zu 
sein, bedarf die Menschheit einer Marktwirtschaft, wo die natio­
nalen und internationalen Umweltstandards für die Wirtschafts­
tätigkeit und den individuellen Konsum durch nationale und in­
ternationale Umweltkontrolle, durch vorsorgendes Umwelt­
recht die ökologische Sicherheit erzwungen wird.

Das jetzt der Volkskammer vorliegende Umweltrahmengesetz 
zielt in diese Richtung. Die PDS unterstützt deshalb die Be­
schlüsse der Regierung der DDR und der Bundesrepublik, mit 
diesem Gesetz einen wichtigen Schritt zur deutsch-deutschen 
Umweltunion zu gehen.

Allerdings müssen wir darauf verweisen, daß dieses Geset'
vor allem den technischen Umweltschutz regelt. Gewisse tech.___________ .
nokratische Züge sind unverkennbar. Nach unserer Auffassung 
hätte z. B. die Umweltbildung als Zukunftsaufgabe, als Frage der 
Verantwortung für die Zukunft, wie auch die Informations­
pflicht des Staates bzw. zukünftiger Länder, den Bürgern Um­
weltdaten und deren Interpretation für jeweilige Territorien zu 
liefern, gesetzlich verankert werden müssen.

Der Bezug zum Bürger würde durchgängig deutlicher, wenn 
man z. B. folgende Problemkreise mit behandelt hätte:

Erstens den Problemkreis Umwelt, Arbeit und soziale Gebor­
genheit.

(Gelächter bei der SPD)

Wir wissen: Unterlassener Umweltschutz ist teuer und gefähr­
det die Umwelt. Die Arbeitshygieniker der DDR haben klare 
Aussagen getroffen über die Belastung auch der Gesundheit. 
Unklar ist allerdings, wo zukünftig die Arbeitshygiene ihren 
Platz bei uns finden soll. Notwendige Investitionen zur Um­
weltsanierung und Vermeidung zukünftiger Umweltbelastun­
gen erfordern nicht nur den ökonomischen und technologischen 
Strukturwandel, sondern eben auch Sozialprogramme, Arbeits­
beschaffungsprogramme, regionale Beschaffungsprogramme.
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